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II - 508 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen 

des Nationalrates XVI. Gesetzgebungspenode 

ANFRAGE 

der Abgeordneten BERGMANN 

und Genossen 

an den Bundeskanzler 

betreffend Wählerbeschimpfung durch den Justizminister der 

sozialistischen Koalitionsregierung 

Bei den niederösterreichischen Landtagswahlen erlitten 

die Parteien der sozialistischen Koalition eine Niederlage, 

die von den Medien al~ Erdrutsch qualifiziert wurde: 

Die SPö verlor drei Mandate an die ÖVP, die FPÖ verlor fast 

die Hälfte der Stimmen. Der Justizminister der sozialisti­

schen Koalitionsregierung, Dr.· Harald üfner, der gleichzeitig 

Landesparteiobmann der FPÖ Niederösterreichs ist ,kommentierte 

diese Niederlage mit den Worten,".~.daß die Wähler in Nieder­

österreich offensichtlich nur am Zudecken und nicht am Auf­

decken interessiert sind.~ (Kronen Zeitung 17.10.1983) 

Diese Beschimpfung der Wähler in Niederösterreich durch ein 

Mitglied der Bundesregierung hat in der Geschichte der 

2. RepUblik.kein Beispiel. 

Da seitens der österreichischen Bundesregierung bisher keine 

Stellungnahme zu dieser unfaßbaren Beleidigung öster~. 

reichische·r Bürger erfolgte, ein Schweigen aber den Eindruck 

der Identifizierung mit dieser Äußerung macht, 

stellen die unterfertigten Abgeordneten an den Bundeskanzler 

folgende 
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A n fra g e : 

1. Sind Sie derselben Ansicht wie der Justizminister, daß 

die Ursache für die Wahlniederlage der Koalitionsparteien 

in Niederösterreich darin lag, " .•. daß die Wähler in 

Niederösterreich offensichtlich nur arn Zudecken und nicht 

arn Aufdecken interessiert sind" ? 

2. Wenn nein, was zu hoffen ist, warum haben Sie sich dann 

als Bundeskanzler der sozialistischen Koalitionsregierung 

nicht von den beleidigenden ~ußerungen des Justizministers 

der sozialistischen Koalitionsregierung gegenüber den nieder­

österreichischen Wählern distanziert ? 

3. Werden Sie den Justizminister veranlassen, sich bei den 

Niederösterreicherinnen und Niederösterreichern für seine 

unqualifizierte Äußerung öffentlich zu entschuldigen ? 
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